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^jfred Dregger: 

Öer Aufschwung setzt sich fort 
^ e Experten sagen: Auch im vierten Jahr der 
Auf ,erunS Kohl geht es weiter aufwärts. Die 
ve !tragslage der Unternehmen hat sich spürbar 
nj   

essert. Nicht nur im Export, auch im Inland 
ist!?* ^'e Nachfrage zu. Selbst im Baugewerbe 
«Uh    ^a'son'e überwunden. Im kommenden 
beit Je?nnen wir mit 250000 zusätzlichen Ar- 
ty .^Plätzen rechnen. Die Lebenshaltungskosten 
stei      s*aD''* ö'e Einkommen werden erneut 
|en l^11» und zwar real. Einmal wegen der stabi- 
de  T

reise, zum anderen wegen der zu erwarten- 
ab i    *lnernöhungen und schließlich wegen der 
fe   * Januar 1986 in Kraft tretenden ersten Stu- 

U|*$erer Steuerentlastung. 

me  'e ^ Prozent wird der Arbeitnehmer im kom- 
le 2na n ^a^r menr m ^er Lohntüte haben. Wer heu- 
IOQ y?0 DM

 netto im Monat verdient, kann 1986 mit 
M netto mehr rechnen. Darin sind nicht ein- 

te Preise bleiben stabil 
^erungsrate fällt auf 1,7 Prozent 

e|* Pr ' stjs .  e,sauftrieb hat sich nach Berechnungen des Stati- 
Oan.

en Bundesamtes im Oktober auf 1,7 % verringert. 
*«stn      * ^'e Bundesrepublik Deutschland als einzige 
e'i»e 1       'ndustrienation bei der Inflationsrate nunmehr 
Hjj.   .Vor dem Komma. Die Deutsche Bundesbank als 
Prej   ,n "es Geldwertes spricht von nahezu erreichter 
brj„ ^tab'l«tät. Jeder Prozentpunkt weniger Inflation 
tyj„     den Verbrauchern einen jährlichen Kaufkraftge- 
^rbe'V»°n ll ^rd' DM- Beßünstigt werden vor allem die 
Spar 

nenmer, deren Familien, die Rentner und die 

HEUTE LESEN SIE 

• NICARAGUA 
Zu einem Nicaragua-Report hatte 
die CDU Vertreter der wichtigsten 
gesellschaftlichen Gruppen aus 
Nicaragua ins Bonner 
Konrad-Adenauer-Haus 
eingeladen, wo sie über die 
Verletzung der Menschenrechte in 
ihrem Lande berichteten. In ihrem 
Heimatland können sie das Recht 
auf freie Meinungsäußerung und 
offene Kritik am sandinistischen 
Regime nicht wahrnehmen. Über 
die Ergebnisse dieses Forums 
werden wir in einer der nächsten 
Ausgaben berichten. Das 
EinfUhrungsreferat von 
Generalsekretär Heiner Geißler 
finden Sie ab 
Seite 5 

• GROSSER VERLUST 
Helmut Kohl zum Tode von Werner 
Scherer, dem Landesvorsitzenden 
der CDU Saar. 
Seite 3 

• PARTEITAG 
Lothar Spät: Versöhnung von 
Ökonomie und Ökologie ist unser 
Ziel. Ein Bericht vom 22. 
Landesparteitag der CDU 
Baden-Württemberg. 
Seite 16 

• DOKUMENTATION 
Die Verkehrspolitik der 
Bundesregierung ist bürgernah und 
umweltfreundlich. 
grüner Teil 
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Umfrage des Deutschen Industrie- und 
Handelstages zeigt Optimismus 
Eine Verbesserung der Beschäfti- 
gungslage erwarten die Unternehmen 
im nächsten Jahr. Das stellte der 
Deutsche Industrie- und Handelstag 
(DIHT) bei einer Umfrage in 69 Mit- 
gliedskammern fest. Die rund 14 000 
Unternehmensantworten signalisieren 
eine große konjunkturelle Zuversicht 
für 1986. Neben dem weiter wachsen- 
den Export erwartet die Wirtschaft 
jetzt erheblich mehr Aufschwung 
durch die Inlandsnachfrage. 

Der Deutsche Industrie- und Handelstag 
fragte 14 000 deutsche Firmen: Wie wird 
das nächste Jahr? 80 % antworteten: 1986 
MINIMI MMMIMMMMMMMMMIM M 

Fortsetzung von Seite 1 
mal die sozial- und familienpolitischen 
Verbesserungen, die ebenfalls ab dem 
kommenden Jahr in Kraft treten, einge- 
rechnet. 
Die Wirtschaftsexperten bestätigen auch, 
daß die von den Gewerkschaften und der 
SPD geforderten staatlichen Beschäfti- 
gungsprogramme falsch sind. Siebzehn 
Beschäftigungsprogramme hatte die SPD 
in ihrer Regierungszeit staatlich finan- 
ziert und verordnet. 
Das Ergebnis: Wir hatten den rasantesten 
Anstieg der Arbeitslosigkeit in ganz Euro- 
pa. In den letzten beiden Jahren vor dem 
Regierungswechsel stieg die Zahl der Ar- 
beitslosen in der Bundesrepublik 
Deutschland um 106 Prozent an. Da der 
größte Teil dieser SPD-Programme — sie 
kosteten über 50 Milliarden DM — auch 
noch auf Pump finanziert war, stiegen die 
Staatsschulden genauso raketenhaft wie 
die Arbeitslosen. Das waren die falschen 
Rezepte. 
Die Wirtschaftsexperten bestätigen uns 

wird die Konjunktur noch besser. 18 °/° 
sagten: Wir werden neue Mitarbeiter en1' 
stellen. Diese positive Entwicklung am , 
Arbeitsmarkt basiert auf der Zuversicht'1' 
chen Einschätzung, daß das kommend 
Jahr von einer stabilen konjunkturelle11 

Aufwärtsentwicklung geprägt sein wird' 
heißt es in der Auswertung der Fraget0' 
genaktion, die Ende August, Anfang Se" 
tember durchgeführt wurde, weiter. Be- 
merkenswert, so der DIHT, ist der Rüc* 
gang der Schlechtmeldungen im Hanoe • 
was mit der Hoffnung auf Belebung deS. 
privaten Konsums nach der 1986 in K^ 
tretenden Steuerentlastung zurückgefü1^ 
wird. „i 

111111111111111111111 • • •• •<• 111111111111111111 • •"' 

dagegen: Ihr macht die richtige PolitiK• 
Der seit drei Jahren laufende wirtscha« 
ehe Aufschwung wird im nächsten Jahr 
gar noch an Kraft gewinnen. 

Aufwärts wie selten zuvor 
Die wirtschaftliche Entwicklung in oe 

Bundesrepublik ist nach den Worten v .( 

Bundesbankpräsident Pohl so günstig 
seit Ende der 70er Jahre nicht mehr. 
Nach der Sitzung des Zentralbankrate5 

sagte Pohl: Die Annahme der Wirt- 
schaftsforschungsinstitute eines Rea»' 
Wachstums von drei Prozent für 1986' 
unserer Ansicht nach durchaus fundi 

Rekord in der Leistungsbilan^ 
Einen Rekordleistungsbilanzübersch 
in Höhe von rund 35 Milliarden DM e 

wartet die Bundesregierung für diese 
Jahr. Der Staatssekretär im Bundes^ 
Schaftsministerium, Dieter von Würz ^ 
sagte vor dem Außenwirtschaftsbeil"    • 
Ministeriums in Bonn, in der Hände   j 
lanz zeichne sich ein Überschuß von 
75 Milliarden DM ab. 
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Helmut Kohl zum Tode von Werner Scherer: 
Wir beklagen einen großen Verlust 
Der Vorsitzende der CDU Deutschlands, Bundeskanzler Helmut Kohl, hat der 
Witwe des Vorsitzenden der saarländischen CDU, Werner Scherer, das folgende 
Beileidstelegramm geschickt: 
D'e Nachricht vom plötzlichen Tod Ihres Mannes hat mich sehr getroffen. Per- 
sönlich und im Namen der CDU Deutschlands spreche ich Ihnen und Ihrer Fa- 
milie zu diesem schmerzlichen Verlust mein herzliches Beileid aus. 
ferner Scherer war ein Mann, der christlich-demokratische Politik an der Saar 
seit ihren Anfängen vor genau drei Jahrzehnten maßgeblich mit geprägt hat. Er 
J^t in herausragenden Ämtern und Funktionen in der Landespartei, in der 
Landtagsfraktion, als Mitglied des CDU-Bundesvorstands und insbesondere 
*üch als Kultusminister des Saarlandes über viele Jahre erfolgreich politische 
Verantwortung getragen. 
ferner Scherer gehörte zu den Persönlichkeiten unserer Partei, die mit großem 
Pflichtbewußtsein und ohne sich selbst zu schonen, stets die Sache der Union 
v°r die eigene Person gestellt haben. Sein Sachverstand, vor allem aber auch sei- 
j)e gewinnende Bescheidenheit und seine menschliche Ausstrahlung haben ihm 
°er die parteipolitischen Grenzen hinweg im ganzen Land Wertschätzung und 
ympathie verschafft. Werner Scherer hat sich um die CDU Deutschlands und 
,e Menschen an der Saar verdient gemacht. Wir beklagen einen großen Verlust. 
Cn fühle mich in der Trauer um einen langjährigen politischen Wegbegleiter 
nd Freund eng mit Ihnen verbunden und wünsche Ihnen in dieser schweren 

^it von Herzen viel Kraft und Gottes Segen. 

J^-MdB Haase gegen 
^grünes Bündnis 

Üa? Haase, SPD-MdB aus Fürth, hat 
gen J

1 aller Schärfe von der gegenwärti- 
ge   °ütik seiner Partei distanziert. Er 
^shi ei der Bundestagswahl 1987 aucn 

er     ib nicht mehr kandidieren, schrieb 
d^^n SPD-Bezirk Franken, weil er 

^itt von SPD und Grünen nicht 

naCLagen könne. Der Politiker erklärte, 
keit f•7 Jähriger parlamentarischer Tätig- 
\ves 

Ur die Sozialdemokraten könne er 
Wntuiche Entscheidungen der SPD im 
Nit'? der Sicnerneits- und Wirtschafts- 
ai|e'

k nicht länger mitverantworten. Vor 
d,e Haltung seiner Partei zur Kern- 

energie und ihre Sicherheitspolitik ent- 
spreche nicht seinen Ansichten. Nur ein 
klares Ja zur NATO könne auf Dauer den 
Frieden sichern. 

Warnung vor völligem 
Lehrer-Einstellungsstopp 
Vor einem völligen Einstellungsstopp für 
Junglehrer hat der Parlamentarische 
Staatssekretär des Bildungsministeriums, 
Anton Pfeifer (CDU), die Länder ge- 
warnt. Unsere Schulen brauchen jetzt 
und in den kommenden Jahren auch den 
engagierten und qualifizierten Jungleh- 
rer. Die Länder sollten einen Einstel- 
lungskorridor für Lehrer sichern und eine 
Mindestzahl einstellen. 
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Dregger und Klepsch 
fordern einen 
qualitativen Sprung 
zur bundesstaatlichen 
Lösung 
Die Vorsitzenden der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion, Alfred Dregger, 
und der EVP-Fraktion im Europäi- 
schen Parlament, Egon Klepsch, ha- 
ben sich in Straßburg für die Auswei- 
tung der Kompetenzen des Europäi- 
schen Parlaments und die Stärkung 
der demokratischen Kontrolle in der 
EG ausgesprochen. Dregger nahm an 
einer Konferenz der Vorsitzenden der 
nationalen CD-Fraktion der EG-Mit- 
gliedstaaten teil, zu der die EVP-Frak- 
tion eingeladen hatte. Themen der 
Konferenz waren das einheitliche euro- 
päische Wahlrecht für die Direktwahl 
zum Europäischen Parlament sowie 
die Vorbereitung des Luxemburger 
EG-Gipfels Anfang Dezember zur 
Weiterentwicklung der Gemeinschaft. 

Alfred Dregger wies darauf hin, daß im- 
mer noch der qualitative Sprung zu einer 
bundesstaatlichen europäischen Ordnung 
fehle. Zwar habe man mit großem Erfolg 
eine Wirtschaftsgemeinschaft aufgebaut; 
die angestrebte politische Gemeinschaft 
müsse sich aber der Grundverantwortung 
jeder staatlichen Gemeinschaft stellen, 
die Sicherheit für ihre Bürger zu gewähr- 
leisten. Eine gemeinsame Außen- und Si- 
cherheitspolitik sei deswegen die Voraus- 
setzung für die Errichtung eines europäi- 
schen Bundestaates. Dies gelte ebenso für 
eine gemeinsame Wirtschafts- und Fi- 
nanzpolitik. Solange diese Voraussetzun- 
gen nicht geschaffen seien, müßten in je- 
der Weise funktionsfähige Nationalstaa- 
ten in der Gemeinschaft erhalten bleiben. 

Nur wenn die EG umfassende Verant- 
wortung übernehme, könnten die Mit- 
gliedstaaten diese Bereiche auf die Ge- 
meinschaft übertragen. Nicht sinnvoll 
wäre es, der EG mehr Rechte ohne die J6' 
weilige Verantwortung anzutragen. 
Wenn die Mitgliedstaaten mit dieser 
Überzeugung an das Werk der Bildung 
eines europäischen Bundesstaates gingen' 
würden die Problembereiche 
• Vermehrung der Rechte des Europa»' 
sehen Parlaments 
• Verbesserung der Entscheidungsme- 
chanismen - 
• Schaffung neuer Aktionsfelder der ß 
(z.B. Technologie, Umwelt, Binnenmar* 
einer schnellen Lösung zugeführt werd 
können. 
Alfred Dregger: Wir Deutschen wolle11 

den europäischen Bundesstaat und wer. 
den uns deswegen nachdrücklich für s6^ 
ne Errichtung einsetzen! 

Neue-Heimat-Skandal 
und kein Ende 
Wenn sich der Deutsche Gewerkschaft5 

bund nicht als glaubwürdiger Partner1 

der Politik ausschalten will, dann muß ^ 
schleunigst für Ordnung in einem eige^ 
Bereich sorgen. Es vergeht derzeit kau' 
ein Tag, an dem nicht neue Schwierigs- 
ten der gewerkschaftseigenen Unterne 

men bekannt werden. .• 
Die Neue-Heimat-Stammbelegschafts 

um 720 Arbeitnehmer verringert wer de 
— das sind sage und schreibe 20 Pr°z 

Derzeit umfaßt die Mitarbeiterschaft 
noch 3 600 Arbeitnehmer. 
Angesichts dieser erschreckenden En   .,. 
wicklung grenzt es schon an Unveru0 

heit, wenn der Deutsche Gewerkscha   , 
bund gemeinsam mit der SPD einen    . 
ruf verfaßt, mit dem Motto: Schafft <: 
lieh Arbeitsplätze, erklärt CDU-M^   f 
Alfons Müller (Wesseling). J 
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Heiner Geißler: Wer schweigt, 
^acht sich mitschuldig 
K,e Probleme der Bundesrepublik 
^[Jtschland liegen auf der Hand: 
h hr Beschäftigung, Sicherung der 
Au If1' wirtschaftlicnes Wachstum, 
Seh       mo(*erner Technologien, 
fr»       der Umwe,t> Abrüstung. Da 
j^en sich viele, wieso die Christlich 

^okratische Union dazu kommt, 
ein ^erechnet das Thema Nicaragua in 

^Hd ^ emta8'8en Report zu erörtern 
7(w*u behandeln. Nicaragua liegt 
D   J km von Deutschland entfernt. 
j  *u will ich folgendes antworten: 
trj. J.e Christlich Demokratische Union 
übe      den Scnutz der Menschenrechte 
ein f-'1 auf der Welt ein' Wir setzen uns 

reCL^r Poetische Freiheiten, soziale Ge- 
>n H '^eit und für die Menschenrechte 
|^ . r Sowjetunion wie auch in Südafri- 
2 \n ^m'e w'e m Nicaragua und Kuba. 
son 1Cllt die Machthaber in Nicaragua 
dje y11 heute zu Wort kommen, sondern 
ein j erfolgten. Die Unterdrückten sollen 
tiVe , 

ternationales Forum für eine objek- 
3 ,nformation erhalten. 
NiCa'

e unterdrückten und Verfolgten in 
darjr.a8ua brauchen internationale Soli- 
pre»   ,Und Schutz vor Willkür und Re- 

«•Dj   ien" 
Verf^ ^auer des Schweigens und der 
b|i?i  

s^nung in der internationalen Pu- 
S, jN. 'k muß durchbrochen werden. 
Regi^   nterstützung des sandinistischen 

^Hsr   durch Kuba und durch die s°- 
Vri 1Scne Internationale muß beendet 
6-De

e
r
n' 

^rs     rozeß der Demokratisierung und 
SchenZjJalen Reformen durch die politi- 
traiam  räfte der Mitte muß in ganz Zen- 
\^  enka unterstfit7t und opkräftiot interstützt und gekräftigt 

7. Die Weltöffentlichkeit muß sich be- 
wußt werden, daß Nicaragua und Kuba 
die zentralamerikanische Region desta- 
bilisieren und den Demokratisierungspro- 
zeß bewußt behindern. 
In unserer Außenpolitik treten wir für die 
Verwirklichung der Menschenrechte in 
der ganzen Welt ein. Menschenrechte 
und Grundfreiheiten müssen in aller Welt 
gegenüber dem Souveränitätsprinzip Vor- 
rang haben. Unser Bekenntnis zu den 
Menschenrechten verpflichtet uns, für 
politische und aus Glaubensgründen Ge- 
fangene und Verfolgte in der ganzen Welt 
einzutreten. So steht es im Grundsatzpro- 
gramm der Christlich Demokratischen 
Union. 

Warum müssen wir das tun? Wir leben in 
Freiheit. Wir haben Demokratie in unse- 
rem Lande, und wir arbeiten für die Ver- 
wirklichung der sozialen Gerechtigkeit. 
Aber es gibt Milliarden von Menschen 
auf der Welt, die in Unfreiheit und Unge- 
rechtigkeit leben müssen. Wo bliebe denn 
die Hoffnung für diese Menschen, die in 
diesen Verhältnissen leben müssen, wenn 
wir, die wir in Freiheit leben, uns nicht 
für deren Menschenrechte einsetzen wür- 
den? 

Die Christlich Demokratische Union 
Deutschlands hat Sympathie für das 
Land Nicaragua und seine Bevölkerung. 
Diese Sympathie ist nicht neu; wir haben 
sympathisiert mit der Bevölkerung Nica- 
raguas, als sie sich in den Jahren 1978/79 
gegen den verhaßten Diktator-Somoza 
und seinen Clan auflehnte. Wir haben da- 
mals begrüßt, daß sich praktisch das ge- 
samte Volk gegen Somoza auflehnte und 
die Diktatur beseitigte. Die politischen 
Parteien, die Kirche, die Gewerkschaften, 
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die Unternehmer, die sandinistischen 
Guerilla, sie haben gemeinsam diese Fa- 
milien-Diktatur beendet. Mit unseren 
Freunden in der Christlich Sozialen Par- 
tei Nicaraguas hatten wir lange gehofft, 
daß es einen friedlichen Weg zur Herstel- 
lung der Demokratie geben würde, aber 
die Verbohrtheit des Diktators hat dies 
verhindert und zu blutigen Auseinander- 
setzungen geführt. 

Was ist aus der sandinistischen 
Revolution geworden? 
Die Christlich Demokratische Union hat 
nicht nur die Somoza-Diktatur entschie- 
den abgelehnt, sondern wie die meisten 
Länder der Welt und auch die Vereinig- 
ten Staaten von Amerika die Ziele der 
Revolution vom Juli 1979 begrüßt: Plura- 
lismus, gemischte Wirtschaftsverfassung, 
Blockfreiheit. Die Sandinisten konnten 
auf großzügige internationale Hilfe auch 
der Bundesrepublik Deutschland und der 
Vereinigten Staaten von Amerika rech- 
nen. Es war selbstverständlich, einer Re- 
gierung, die die Demokratie herstellen, 
die Menschenrechte achten wollte, groß- 
zügige Hilfe zu geben. 
6'/2 Jahre nach der Revolution stellt sich 
dem internationalen Beobachter die Fra- 
ge, was aus der sandinistischen Revolu- 
tion gegen Somoza in der Praxis gewor- 
den ist: 
Die Klagen über die Verletzung der Men- 
schenrechte häufen sich. So hat das ehe- 
malige Junta-Mitglied Violeta Chamorro, 
Witwe des 1978 ermordeten Herausge- 
bers der Zeitung La Prensa, in einem 
Brief an die Organisation Amerikanischer 
Staaten (OAS) den Sandinisten vorgewor- 
fen, das Volk betrogen und die demokra- 
tischen Prinzipien und Ziele der Revolu- 
tion gegen Somoza verraten zu haben. 
Grundrechte sind außer Kraft gesetzt. 

Minderheiten, wie z. B. die Miskito-In- 
dianer wurden verfolgt und deportiert, 
dasselbe wird von den Ladinos berichte1' 
Wir wissen, daß die Arbeit der Parteien» 
der Gewerkschaften und der Kirchen 
schwerbehindert wird. Die sandinistisC'1 

Partei ist eine allumfassende Bewegung 
geworden, die die Polizei, den Staatssi- 
cherheitsdienst, die Armee, die Presse, 
die Wohnsiedlungen, die Dörfer, die 
Schulen und die Universitäten kontrol- 
liert. Was ist aus dem Pluralismus der 
sandinistischen Revolution geworden- 
Welche Rolle spielt der Geheimdienst- 

Vor drei Tagen hat der Präsident von p 
Salvador, Napoleon Duarte, das sand«fl 

stische Regime öffentlich beschuldigt'   . 
hinter der Entführung seiner Tochter u 
der Entführung von 21 christlich-dem^ 
kratischen Bürgermeistern zu stehen- A 
ßenpolitisch ist Nicaragua in den Aug6 

seiner Nachbarländer offenbar zu eine ^ 
destabilisierenden Element in Mittel»1^ 
rika geworden. Liegen die Gründe für 

beispiellose Aufrüstung in diesem Lan 

in der äußeren Bedrohung durch die 
Contras, wie immer wieder in Managu 

ufl1 

behauptet wird? Oder dient dies nur z 
Vorwand, um innenpolitisch das Reg1. 
einer Einheitspartei durchzusetzen u"   :. 
zu stabilisieren? Werden durch diese 
rüstung die Stabilität der Region insg^ 
samt, aber insbesondere auch die nati 
nale Sicherheit von Costa Rica, H°njL? 
ras und El Salvador ernsthaft gefährd 

Welche Rolle spielt Nicaragua in def^ 
weltweiten Strategie der Sowjetunion • 
Und wie ist die internationale Unters 
zung des dortigen Regimes durch die   . 
zialistische Internationale zu beurtei 
Die Sandinisten werden von der SovV^zu 
union unterstützt und entwickeln sie 
einer Bruderpartei der KPdSU. Wa^ 
haben sie trotzdem einen Beobachte      •> 
tus bei der Sozialistischen Internat^ 
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inseitige Berichterstattung 
Ermittelt ein falsches Bild 
f<

edenfalls steht das eine fest: Die Be- 
chterstattung über Nicaragua in der Bun- 
esrepublik Deutschland und in Europa ist 

Cn Auffassung vieler Beobachter einsei- 
.8' verschweigt Fakten oder verfälscht sie. 

caragua wird von der Kommunistischen 
s, Nationale und auch von der Sozialisti- 

en Internationale instrumentalisiert zu 
<s em Kampfobjekt gegen die Vereinigten 

y ^'caragua wiederholt sich heute ein 
gang, der zum ersten Mal in den Jah- 

lü . nach der sogenannten Oktober-Revo- 
,  Km. in Rußland beobachtet werden 
Se
nnte: Sozialistische Intellektuelle rei- 

a|
n ln ihr gelobtes Land, finden, daß dort 

j   s zum Besten steht, reisen dann wie- 
sch     Und verkünden ihre frohe Bot- 
sei^| .denjenigen Genossen, die zu Hau- 
in s 

eiben mußten. Diese fellow travellers 
achen Sozialismus sind nicht daran 

lr sind für eine demokratische 
eij, p Ue|amerika ist in mehreren Ländern 
s°2i [°Ze^ der Demokratisierung und der 
ren • en Reformen in den letzten 10 Jah- 
m0i n Gang gekommen. Christliche De- 
scu   aten haben Lösungen für die 
$CL  

erwiegenden sozialen und wirt- 
§es ,   lchen Probleme dieser Länder vor- 
aUch    8en und (wie z- B-in E1 Salvador) 
Sche auf den Weg gebracht, die den Men- 
^itt   "n d'eser Region die Hoffnung ver- 
kok n' da^ es ^r Mittelamerika eine de- 
detn 

atlscne Lösung geben kann, daß ein 

ce hat     
ischer Weg der Mitte die Chan" 

terst-'
s,cn durchzusetzen. Deswegen un- 

^der M-die CDU dieSe P°litischen Kräf" 
den    ^'tte, die ein klares Nein sagen zu 
Oijg xtremistischen Kräften der alten 
'etiin-   • le' a^er auch zu den marxistisch- 
^erintlSChen Zielsetzunßen z. B. der 

a 'n El Salvador und in anderen 

interessiert, wahrheitsgemäße und sach- 
lich zutreffende Informationen weiterzu- 
geben: Die Linke will und braucht Idole. 
Sie nimmt nur solche Fakten zur Kennt- 
nis, die in ihr Weltbild passen; Tatsa- 
chen, die das Bild des jeweils gelobten 
Landes verdunkeln könnten, werden 
nicht gesehen, oder aber so interpretiert, 
daß die Schuld an Mißständen keines- 
falls den jeweiligen sozialistischen 
Machthabern anzulasten ist. Schuldig 
sind immer die anderen, schuldig ist der 
noch immer nicht ganz überwundene Ka- 
pitalismus, schuldig sind die Gegner des 
Sozialismus. Die Idolfunktion für die 
Linke hat heute das sandinistische Regi- 
me in Nicaragua. 
Die CDU ist weder auf dem rechten, noch 
auf dem linken Auge blind: Wir verurtei- 
len Menschenrechtsverletzungen, wo im- 
mer sie begangen werden, wer immer sie 
begeht. Die Sozialisten kritisieren Chile 
und Paraguay, wir verurteilen Chile und 
Paraguay, Nicaragua und Kuba. 

Lösung 
Ländern, wie z. B. in Kuba, bei deren 
Realisierung die oligarchischen Militär- 
diktaturen lediglich ersetzt werden durch 
linke Parteidiktaturen. 

In Mittelamerika findet eine politische 
Auseinandersetzung statt über den richti- 
gen Weg. Deshalb ist die Entwicklung in 
Nicaragua als Gegenbeispiel zu der Ent- 
wicklung in El Salvador von großer Be- 
deutung. Die Christlich Demokratische 
Union will einen Beitrag dazu leisten, 
daß auch in Nicaragua mit friedlichen 
Mitteln der demokratische Weg der Mitte 
sich durchsetzt. Sie unterstützt daher alle 
demokratischen Kräfte in Nicaragua. Ob 
sich dieser Weg durchsetzt, hängt auch 
von der internationalen Unterstützung ab 
und von der publizistischen Hilfe, die die 
Demokraten in dieser Region erhalten. 
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Dieses Forum will einen Beitrag zur 
Sachaufklärung sein. Das Forum will au- 
ßerdem einen Betrag dafür leisten, inter- 
national, aber vor allem auch in Mittel- 
amerika, die Menschenrechte durchzuset- 
zen. Genauso wie die CDU an der Seite 
der christlichen Demokraten in Chile und 
ihrem Vorsitzenden Gabriel Valdez steht, 
genauso unterstützt die Christlich Demo- 
kratische Union alle Demokraten, die in 
Mittelamerika für Demokratie, soziale 
Reformen und Menschenrechte kämpfen. 
Dies ist in Nicaragua besonders aktuell. 

Zeugenaussagen aus erster 
Hand 
Die Christlich Demokratische Union 
Deutschlands hat deshalb Zeugen aus La- 
teinamerika eingeladen, die aus erster 
Hand über die Verhältnisse in Nicaragua 
berichten können. Wir haben die Refe- 
renten gebeten, uns aus ihrer Arbeit in 
den politischen Parteien, der Kirche, den 
Gewerkschaften, der Presse etc. Tatsa- 
chen und Fakten mitzuteilen. 
In einem Pressedienst wurde die Frage 
gestellt, warum wir für den Nicaragua- 
Report nicht den FSLN, die Partei der 
Sandinisten, eingeladen haben. Darauf 
gibt es eine einfache Antwort. Das sandi- 
nistische Regime beherrscht mit seinem 
Propagandaapparat, dank der tatkräfti- 
gen Mithilfe der Sozialistischen Interna- 
tionale, die internationale Berichterstat- 
tung über Nicaragua. Wir schaffen eine 
internationale Plattform für diejenigen, 
deren Meinung in ihrem eigenen Land 
unterdrückt wird, deren Äußerungen zen- 
siert werden, die verhaftet und wegen ih- 
rer politischen Gesinnung oder wegen ih- 
rer Glaubensüberzeugung unterdrückt 
werden und die gleichzeitig nicht die Hil- 
fe großer internationaler Institutionen be- 
anspruchen, die nicht das große Geld der 
Sozialistischen Internationale haben und 
die nicht über die ideologisch-fanatische 

Unterstützung Hunderter Solidaritätsko- 
mitees verfügen. 
Wir haben solche Zeugen eingeladen, m6 

gegen Somoza waren, wie Esteban Gon- 
zales, den 1. Vorsitzenden der Menschd1' 
rechtskommission gegen Somoza, oder 
Pablo Antonio Cuadra, den Dichter, 
Schriftsteller und ehemaligen Direktor 
von LA PRENSA und Kampfgefährten 
des von Somoza ermordeten Herausge- 
bers von LA PRENSA, Chamorro. Män- 
ner, die die Revolution von 1979 begrüß 
haben und die bereit waren, am Aufbaü 

eines demokratischen Nicaragua mitzn3 

beiten. 
Wir haben mit Absicht nicht Vertreter <*e 

sogenannten Contra eingeladen. Die 
Contra haben sich für die bewaffnete 
Auseinandersetzung mit der marxistisc 

leninistischen Regierung entschieden, 
und sie mögen hierfür moralische oder 
politische Gründe haben. Unser WeglS 

dies nicht. Wir setzen vielmehr auf di6 . 
friedliche Veränderung der undemokf 

sehen Verhältnisse in Nicaragua. ^r
hej. 

wollen mit dieser Veranstaltung dazu 
tragen, einer undemokratischen und o 
Menschenrechte verletzenden Regier0 

internationale Unterstützung zu entzie' 
hen; wir wollen dazu beitragen, Dem 
kratie, Pluralismus, eine freiheitliche 
Wirtschaftsverfassung, Blockfreiheit & 
verwirklichen so wie dies von den Sa 
nisten 1979 versprochen wurde. Unse   . 
Strategie ist der Dialog, nicht die be^a 

nete Auseinandersetzung. 

Für die Christlich Demokratische Um0" 
gilt bei der Bewertung der Politik in *l 

Ländern auch in Nicaragua ein einhei 
eher Maßstab: die Respektierung der     > 
Menschenrechte. Wo diese nicht S3**1*^ 
sind, müssen wir uns laut und deutlicn 
merkbar machen, im Interesse der We 

sehen, die dort leiden. Wer schweigt o 
Fakten unterdrückt oder sie verfälsch > 
macht sich mitschuldig. 
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Alleingang der unionsgef ührten Länder 
lach Scheitern des 
Kundfunk-Staatsvertrages erforderlich 

achdem sich die Ministerpräsidenten der Länder auf ihrer letzten medien- 
PJ'itischen Sitzung in Saarbrücken (23.-25. Oktober 1985) nicht auf einen 
j^aatsvertrag zur Neuordnung des Rundfunkwesens in der Bundesrepublik 
g 

eutschland einigen konnten, werden nun die unionsregierten Länder im Allein- 
ig einen Staatsvertrag abschließen müssen. Die gegensätzlichen Erwartungen 
e.nd Vorstellungen waren deutlich in den SPD-Reihen sichtbar, die sich nicht auf 

"e gemeinsame Haltung verständigen konnten: während der Hamburger Bür- 
j* r«ieister von Dohnanyi eine möglichst liberale Handhabung der Medienge- 
^ lzpebung und damit die Einführung von Privatfunk empfahl, plädierte der 
Hei

Z,
f
a.ldemokrat Börner (Hessen) gemeinsam mit seinem grünen Koalitionspart- 

ner v   e'ne tota,e Ablehnung der privaten elektronischen Medien und für zu- 
Suche Werbezeiten im öffentlich-rechtlichen Rundfunk. 

le Unionsparteien bedauern das Nicht- 
.^tandekommen des Staatsvertrages, da 
run einer ""fassenden Harmonisie- 
lic, & der Mediengesetzgebung einheit- 

e ordnungspolitische Rahmenbedin- 
sch§en (Stichworte: Werbung, Jugend- 
ten

UtZ' EinsPeisebedingungen für Satelli- 
I   rundfunk, Nutzung der Satellitenkanä- 
der

8erade aucn unter Berücksichtigung 
erf 

eUroPäischen Entwicklung dringend 
öre°rderlicn sind- Seit dem Scheitern des 
17 ^havener Kompromisses am 
den s 

,984' der dann Ietzt,ich von 

We   
PD-regierten Ländern Nordrhein- 

WUM Und Hessen nicnt mitgetragen 
da.   e' hatten die Ministerpräsidenten bis 
versp rf°!8'os weitervernandelt- Die un" 
B|0 ?ndliche und unverantwortliche 
regj   adenaltung der hessischen Landes- 
die 

erun8 bringt nicht nur Nachteile für 
für?

r,Vaten Veranstalter, sondern auch 
<U n en offentlich-rechtlichen Rundfunk, 
bühr

Un aucn die Einheitlichkeit des Ge- 
d(jrft

en"Staatsvertrages gefährdet sein 

Jedes
U

R
aber wenigstens in Zukunft nicht 

Bundesland mediengesetzlich so 

weiter verfährt wie bisher, werden die 
unionsregierten Bundesländer unterein- 
ander Verhandlungen über einen Staats- 
vertrag führen, der von folgenden Grund- 
gedanken ausgehen wird: 

1. Die einzelnen Bundesländer müssen 
die landesrechtlichen Grundlagen für die 
Zulassung insbesondere auch von bun- 
desweiten Rundfunkveranstaltern schaf- 
fen, bzw. die bestehenden Regelungen 
entsprechend harmonisieren, damit kein 
in einem anderen Bundesland zugelasse- 
ner Rundfunkveranstalter durch Landes- 
recht weitergehenden Beschränkungen 
unterworfen wird. Eine Medienordnung, 
die keine Informationsfreiheit und damit 
entsprechende Wahlfreiheit der zur Ver- 
fügung stehenden Programme gewähr- 
leistet, hat keine Zukunft. 

2. Der Rundfunkauftrag des öffentlich- 
rechtlichen Rundfunks kann nicht gren- 
zenlos sein. Er muß gesetzlich definiert 
und abgegrenzt werden. Der Rundfunk 
bedarf, um seiner gesellschaftlichen Be- 
deutung gerecht zu werden, einer ange- 
messenen Finanzierung. Die im öffent- 
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lich-rechtlichen Rundfunk systemwidri- 
gen Werbeeinnahmen dürfen jedoch auf 
keinen Fall erweitert werden. 

3. Es ist notwendig und zulässig, daß die 
Aufsicht über und die Verbreitung, Ver- 
teilung und Einspeisung von privaten 
Rundfunkprogrammen ganz oder teilwei- 
se aus der allgemeinen Rundfunkgebühr 
finanziert wird. Und es ist nur konse- 
quent, die für ihren Programmaufwand 
auf zunächst spärlich fließende Werbe- 
einnahmen angewiesenen privaten Rund- 
funkveranstalter nicht mit den Kosten für 
eine Programmaufsicht und den vollen 
Kosten für die Programmverbreitung zu 
belasten. Wer eine allgemeine Kommer-   . 
zialisierung und Verflachung des Rund- 
funks befürchtet, muß einen Ausgleich 
von Wettbewerbsnachteilen und eine auf 
inhaltliche Vielfalt angelegte Wettbe- 
werbsordnung anstreben, eine Wettbe- 
werbsordnung, die einen chancenglei- 
chen Zugang zum Rundfunk eröffnet, da- 
bei aber den verfassungsrechtlichen Be- 
standsschutz der Presse berücksichtigt. 
Zu angemessenen Wettbewerbsbedingun- 
gen privater Veranstalter gehört auch der 
Verzicht auf erschwerende Bedingungen, 
wie Einspeisungsgebühren. 

4. Zu den Start- und Entwicklungschan- 
cen privater Rundfunkveranstalter gehö- 
ren unter anderem bis zu 20 % Werbung 
innerhalb der Gesamtsendezeit, Sonn- 
und Feiertagswerbung, Sponsorenwer- 
bung sowie jede bisher im öffentlich- 
rechtlichen Rundfunk praktizierte Wer- 
bung. Dabei muß jedoch von den priva- 
ten wie auch von den öffentlich-rechtli- 
chen Veranstaltern erwartet werden dür- 
fen, auf den besonderen Charakter der 
Sonn- und Feiertage bei der inhaltlichen 
Ausgestaltung des Gesamtprogramms 
Rücksicht zu nehmen. 
5. Der öffentlich-rechtliche Rundfunk hat 
gegenüber privaten Veranstaltern einen 
erheblichen Vorsprung in technischer, 

personeller, programmlicher und finan- 
zieller Hinsicht. Um privaten Anbietern 
einen fairen Entfaltungsanspruch zu si- 
chern, dürfen die derzeitigen Werbezei- 
ten, -Strukturen und -Verbreitungsgebiet 
nicht geändert werden. Insbesondere in 
den dritten Fernsehprogrammen muß 
deshalb Werbung auch künftig generell 
unzulässig sein. Auch darfeine eventue' 
bundesweite Verbreitung der Dritten Pf J* 
gramme deren regionalen Charakter nie 
verändern. Ein Ausbau zum nationalen 
Vollprogramm würde den Fortbestand 
der ARD in Frage stellen. Diese Progra0' 
me dürfen auch nicht zu einem erhöhte11' 
durch Rundfunkgebühren abzudecken- 
den Finanzbedarf führen. Eine Verme»1' 
rung öffentlich-rechtlicher Programme 
muß grundsätzlich auf gesetzlicher 
Grundlage erfolgen und darf nicht zu e>' 
ner Verfestigung des Vorsprungs des ov 
fentlich-rechtlichen Rundfunks führen- 

6. Eine gerichtliche Klärung der Unzu' 
sigkeit der Werbung im dritten Fernse»1' 
Programm des Hessischen Rundfunks, 
der Verfassungswidrigkeit des WDR'Ü 

setzes und der Haltung des Landes He ' 
sen in bezug auf privaten Rundfunk,,rl 

besondere zur Einspeisung herangefü 
ter Programme, ist erforderlich. Diese 
und die bereits anhängigen Klagen ^e 

den zu einer entscheidenden Weiteren 
wicklung der Rechtsprechung des Bun 
desverfassungsgerichts führen. Die *e 

änderung der Kommunikationsbeding 
gen der Gesellschaft durch neue M«tte .gf 
der Massenkommunikation, wie aucn 
Individualkommunikation sowie dur 
die Individualisierung der Massenko1»1 

munikation erfordern eine Fortschrei' 
bung des Rundfunk- und Kommunik3 

tionsrechtes. 

7. Die Markterschließung für Breitb*^ 
Kabelanschlüsse verlangt, Strategie»1 ^(, 
entwickeln, wie der Nachfrage besse 
sprochen und die Kundenbetreuung für 
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^nen Breitbandkabelanschluß verbessert 
ei*den kann; dazu gehören auch private 
etriebsgesellschaften in der Netz- 

ebene 3. 

• Die Bundesländer sind gefordert, die 
P°Htischen und rechtlichen Vorausset- 
zungen dafür zu schaffen, daß Program- 
^anbieter für den direktstrahlenden Sa- 
chten TV-SAT Anträge auf Kanalver- 

letung beim Bundespostminister stellen 
nnen und dieser darauf in die Lage ver- 
zt wird, unverzüglich den zweiten, für 

s"f Operationelle Phase notwendigen TV- 
^T in Auftrag zu geben. 
' °und und Länder sollten neue private 

ranstalter, insbesondere für den loka- 
Und regionalen Rundfunk, in einer 

n,aufphase unterstützen. Dies gilt für 
ye Kosten der Heranführung und der 
dj ^"eitung von Programmen sowie für 
% u   a^un8 emer technischen Infra- 
^JJ tur» die speziell an den Stern- bzw. 
fä, .Knotenpunkten die Konkurrenz- 
b ^keit zu dem öffentlich-rechtlichen 
lj nd*unk sicherstellt. Dies ist erforder- 
c   ' 

Um diesen Veranstaltern Marktchan- 
geh 2U erö^nen' sie sind medienpolitisch 
lok°iten' Um die Pr°grammvielfalt im 

al"regionalen Raum zu fördern. 

V, 

l0.D le Veränderungen der Medienland- 
Mö r Werc*en aufgrund der vermehrten 
dgj.^.'jhkeiten der Verteilung und infolge 

;chaft 

S8Hchk< MCrdifr       V °   
^a h erenz,erten zu befriedigenden 
ejn 'rage schon in wenigen Jahren zu 
pj|^m erheblich vermehrten Bedarf an 
pr ,"' Fernseh- und sonstigen Medien- 
frao       onen führen. Um dieser Nach- 
ten"! rnit emem hinreichend differenzier- 
^ngebot. 
ei.«   n Anteil von inländischen und auch 

und mit einem wünschens- 

?U , .Paischen Produktionen entsprechen 
Schannen' Bedarf es einer neuen, gesell- 
et l'lcn gestützten und kulturbewußten 
fÖM Chlossenheit zur Film- und Medien- 
>ru 
*nde 

ng. Deshalb sollten die Bundes- 
r nach neuen Möglichkeiten der 

Förderung von Medienschaffenden gera- 
de auch in Verbindung mit kleinen und 
mittleren Firmen und von prädikatswür- 
digen Medienproduktionen suchen.      • 

Aufgespießt 
Börners Sprüche 
Ich bedauere, daß mir mein hohes Staats- 
amt verbietet, den Kerlen selbst eins in die 
Fresse zu hauen. Früher auf dem Bau hat 
man solche Dinge mit Dachlatten erledigt. 
Schon einmal ist eine Demokratie in 
Deutschland von der Straße gekippt wor- 
den. Solange ich was zu sagen habe, wird 
sich das nicht wiederholen. 
Holger Börner, Ministerpräsident von Hes- 
sen, über gewalttätige Störer von Veranstal- 
tungen, zitiert nach BUNTE vom 19. Mai 
1982. 

Frage: Können Sie sich überhaupt vorstel- 
len, mit den Grünen an einem Verhand- 
lungstisch zu sitzen ? 
Antwort: Da können Sie sicher sein: Solche 
Photos werden noch nicht mal als Montage 
zu sehen sein. 
Eine politische Gruppe, die dem Parlamen- 
tarismus den Kampf angesagt hat, hat kei- 
ne Lehren aus der deutschen Geschichte 
gezogen, sondern bringt sich damit in die 
Nähe von Faschisten. 
Holger Börner, Ministerpräsdent von Hes- 
sen, in einem Interview mit dem SPIEGEL 
am 16. August 1982 über die Grünen. 
Mit denen nicht. Ich bin Naßrasierer und 
möchte morgens in den Spiegel sehen, ohne 
mich anspucken zu müssen. Ich verkaufe 
meine Seele nicht. 

Holger Börner, Ministerpräsident von Hes- 
sen, zitiert nach Hessische Niedersächsische 
Allgemeine vom 15. September 1983 über, 
eine mögliche Koalition mit den Grünen. 
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Gemeindefreundliche Politik des 
Bundes kommt zum Tragen 
Seit dem Regierungswechsel vor drei 
Jahren ist die Finanzsituation der Ge- 
meinden wesentlich verbessert worden. 
Dies hat die Debatte des Deutschen 
Bundestages am 17. November 1985 
über die Finanzlage der Gemeinden 
deutlich gemacht. 

Selbst von der SPD-Opposition wurde 
„die zweifellos fortgeschrittene Konso- 
lidierung der kommunalen Haushalte" 
— so der SPD-MdB Bernrath — nicht 
mehr bestritten. So ist der Fehlbetrag 
in den kommunalen Haushalten von 
10,1 Mrd. DM im Jahre 1981 auf 1,18 
Mrd. DM im Jahre 1983 zurückge- 
gangen. 1984 ist dann sogar zum er- 
stenmal ein Überschuß von 1,47 Mrd. 
DM erwirtschaftet worden. Mit einem 
erneuten Überschuß für 1985 ist nach 
den Ergebnissen des 1. Halbjahres zu 
rechnen. 

Wirtschaftswachstum sichert 
Kommunalfinanzen 
Die stabilitätsgerechte Wachstumspolitik 
hat zu einer Kostenstabilisierung der 
kommunalen Ausgaben und zu wieder 
wachsenden Steuereinnahmen geführt. 
Der Abgeordnete Dr. Schroeder (Frei- 
burg) der CDU/CSU-Fraktion hat daher 
zu Recht in der Debatte darauf verwie- 
sen, „daß die gesamte Wirtschafts- und 
Finanzpolitik der Bundesregierung eine 
einzige laufende und wirkungsvolle So- 
fortmaßnahme zur Verbesserung der Ge- 
meindefinanzen darstellt. Dies ist unser 
Kontrastprogramm nach einer Politik der 
SPD, die Anfang der 80er Jahre mit dem 
Wirtschaftseinbruch zu einem Einbruch 
bei den kommunalen Steuereinnahmen 

und zur schwersten Finanzkrise der Städ- 
te, Gemeinden und Kreise führte." Die 
positive Wirtschaftsentwicklung führte zu 

einem deutlichen Anstieg der kommuna- 
len Steuereinnahmen, nämlich um jewel'5 

rd. 3 Mrd. DM mehr in den Jahren 1983 
bis 1985. Selbst wenn man die Minderein- 
nahmen aus der Steuerreform 1986 und 
1988 berücksichtigt, werden die Steuer- 
einnahmen der Städte und Gemeinden 
nach allen gesicherten Prognosen Jahr w 
Jahr um rd. 3 Mrd. DM ansteigen. 

Aus dieser günstigen Entwicklungsper- 
spektive heraus haben die KoalitionsfraK' 
tionen von CDU/CSU und FDP die An- 
träge der SPD abgelehnt. Die SPD for- 
derte eine Erhöhung der Steuerbelastung 
der Unternehmen bei der Gewerbesteue 
um rd. 2,8 Mrd. DM und die Anhebung 
des Gemeindeanteils an der Einkommen 
Steuer von bisher 15 % auf 16 % zu Laste 

der Anteile von Bund und Ländern. 

Die Union wies in der Debatte daraufh"^ 
die unionsgeführte Bundesregierung na 

die ertragsunabhängigen Steuern zu Be' 
ginn dieser Legislaturperiode zusamme 

mit einem vollen Ausgleich für die Ge- 
meinden bewußt gesenkt, um die Räh- 
menbedingungen für die wirtschaftlien 
Entwicklung zu verbessern und den A 
bau der Beschäftigung zu stoppen. Ger 
de jetzt, wo das wirtschaftliche Wachs- 
tum sich auch auf den Arbeitsmarkt a 
zuwirken beginne, sei eine Steuererho- 
hung zu Lasten der Wirtschaft auch un 
beschäftigungspolitischer Sicht kontra* 
produktiv. Geboten seien vielmehr w     . 
re Steuersenkungen wie sie das Paria 
bereits für 1986 und 1988 beschlossen n< 
be. 
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Hau betreibt eine gemeindefeindliche 
Politik 
Zur von der SPD vorgeschlagenen Anhe- 
oung des Gemeindeanteils an der Ein- 
kommensteuer warf die Union der SPD 
Uriglaubwürdigkeit und Doppelbödigkeit 
v°r. Im Bund verlange die SPD, daß der 
Bund und auch die Länder auf je 750 
Mio. DM verzichten sollten, da es den 
Gemeinden schlechter gehe. In Nord- 
rhein-Westfalen, wo die SPD Verantwor- 
tung trage, nehme sie den Gemeinden 
durch eine Senkung des Verbundsatzes 
v°n 25,5 % auf 23 % rd. 1 Mrd. DM ab, 
^eü es dem Land schlechter gehe als den 
Gemeinden. Hier stünden bundespoliti- 
che Forderungen und landespolitisches 
erhalten völlig gegensätzlich gegenüber, 

flange die SPD an den Kürzungen in 
NRW festhalte, sei ihr Verhalten auf Bun- 

esebene unglaubwürdig. Dr. Waffen- 
Schmidt, Pari. Staatssekretär im Bundes- 

nenministerium: „Wir müssen auch 
neute deutlich an die SPD-Landesregie- 
Ung Rau des größten Bundeslandes ap- 

pe||ieren: Hören Sie endlich auf mit der 
8enieindefeindlichen Politik!" 

e^erbesteuergarantie erneuert 
. ei dem Wunsch nach einer langfristigen 

^Ordnung der Gemeindefinanzen er- 
D sich eine grundsätzliche Übereinstim- 

to
üng zwischen allen Parteien. Dabei be- 

^ nte die Union, die Mängel der Gewer- 
Steuer seien zwar allgemein bekannt. 

uf der anderen Seite dürften die erhebli- 
en Vorteile der Gewerbesteuer nicht 

Erschlagen werden: 

H"iTle ^*^te un(* Gemeinden könnten die 
ne der Gewerbesteuer selbst bestimmen. 

Bi H ,e ^*ewerDesteuer schaffe eine enge 
JJdUng zwischen den Städten und Ge- 

^ ,nden und ihrer Wirtschaft. 
ra 

s a'D komme der Gewerbesteuerga- 
öed'

e der Bundesregierung besondere 
nUr 

eutung zu, die den Kommunen nicht 
ln dieser Legislaturperiode sondern 

künftig Sicherheit für ihre Steuereinnah- 
men gebe. Denn die Bundesregierung ha- 
be in ihrer Antwort auf die Große Anfra- 
ge der Koalitionsfraktionen zur Lage der 
Städte, Gemeinden und Kreise zugesi- 
chert: „Weitere Eingriffe in die Gewerbe- 
steuern stehen in dieser Legislaturperiode 
nicht zur Diskussion und kommen auch 
später ohne ein Konzept für die Neuord- 
nung des Gemeindefinanzsystems, dem 
die Betroffenen zustimmen können, nicht 
in Betracht". 
Für die Union sei selbstverständlich, daß 
die Gemeinden einer Gemeindefinanzre- 
form nur zustimmen könnten, wenn He- 
besatzrecht und Anknüpfung der Steuer- 
kraft an die örtliche Wirtschaft erhalten 
blieben. Eine Notwendigkeit, zum jetzi- 
gen Zeitpunkt eine besondere Kommis- 
sion zu berufen, wie es die SPD fordere, 
die insbesondere die Wertschöpfungs- 
steuer prüfen solle, gebe es nicht. Die 
Innen- und Finanzminister der Länder 
seien von dem Ministerpräsidenten auf- 
gefordert worden, eine gemeinsame, ab- 
gestimmte Beratungsvorlage über eine 
Fortführung der Gemeindefinanzreform 
zu erarbeiten und dabei entsprechende 
Modellrechnungen auch für die Wert- 
schöpfungssteuer durchzuführen. Diese 
Aktivitäten der Länder sollten durch eine 
weitere Kommission auf Bundesebene 
nicht behindert und entwertet werden. 

Der Bund trägt zur Entlastung der 
Gemeinden bei 
Erneut stellte die SPD vor allem die Bela- 
stungen der Gemeinden durch die Ar- 
beitslosigkeit heraus. Dies belaste auch 
die Investitionsfähigkeit der Gemeinden. 
Demgegenüber verwies die Union darauf, 
daß die Zunahme der Sozialhilfeausga- 
ben rückläufig sei. Nach den jüngsten Be- 
rechnungen des statistischen Bundesam- 
tes habe die Ausgabensteigerung 1984 mit 
6,7 % niedriger gelegen als in den beiden 
vorangegangenen Jahren 1982 (10,5 %) 
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und 1983 (7,6 %). Auch trage die Gesetz- 
gebung des Bundes zur Entlastung der 
Kommunen bei. Als Beispiele wurden ge- 
nannt: 
• Wiedereinbeziehung jugendlicher Ar- 
beitsloser in das Kindergeld ab 1985 
• Erhöhung des Wohngeldes um 30 % ab 
1986 
• Familienlastenausgleich ab 1986 
• Differenzierung der Bezugszeiten von 
Arbeitslosengeld ab 1985 und erneut ab 
1986 
Allein durch diese Maßnahmen würden 
die Kommunen bei den Sozialhilfekosten 
pro Jahr um über 500 Mio. DM entlastet. 

Mehr Chancen für Alte 
Bundesfamilienministerin Rita Süssmuth 
will sich dafür einsetzen, das Alter als 
Chance für eine aktive Lebensplanung 
bewußt zu machen und das Verständnis 
zwischen den Generationen in der Bun- 
desrepublik zu fördern. In Köln stellte 
die CDU-Politikerin vor der Presse eine 
neue Aktion ihres Ministeriums vor, die 
unter dem Titel Pluspunkte für die neuen 
Alten den Bundesbürgern Beispiele für 
eine neue positive Einstellung zum Alter 
vor Augen führen will. Danach soll 1985 
und 1986 eine Serie regionaler Treffpun*' 
te der Generationen gefördert werden. P 

Wir betreiben eine aktive Sozialpolitik: 
Das Wohngeld wird erhöht 
Ab Januar 1986 wird es für rund 1,7 
Millionen Bürger Verbesserungen 
beim Wohngeld geben. Die Wohngeld- 
novelle bringt ab diesem Zeitpunkt 
entscheidende Verbesserungen der 
Wohngeldleistungen, z. B.: 
1. 42 DM mehr erhält der einzelne Wohn- 
geldempfänger pro Monat (im Durch- 
schnitt aller Haushalte). 
2. Anhebung der Höchstbeträge um 20 % 
für die beim Wohngeld berücksichti- 
gungsfähige Miete bzw. Belastung. 
3. Die Höchstbeträge werden nicht mehr 
nach der Gemeindegröße gestaffelt, son- 
dern am tatsächlichen örtlichen Mietni- 
veau orientiert. 
4. Den Erfordernissen einer familien- 
freundlichen Gesellschaft wird Rechnung 
getragen: Das Wohngeld für einen Vier- 
Personen-Haushalt wird durchschnittlich 
um 60 DM/Monat angehoben. 
5. Speziell zur Förderung des Zusammen- 
lebens mehrerer Generationen wurde ein 

Familienfreibetrag eingeführt. Bei Fam1' 
lien, die ältere Angehörige im Familien- 
bund betreuen, erhöht sich das Wohnge' 
zusätzlich zu den genannten Maßnahme 

um etwa 45 DM/Monat. Damit bietet . 
sich eine entscheidende soziale Alterna 
ve zu einer Heimunterbringung. 

Wohnungsbauminister Oscar Schneider 
sieht im Wohngeld eine unverzichtbare 
Sozialleistung, die dem Bürger unmitte - 
bar zugute kommt. Die Bundesregierung 
beweist mit dieser Initiative erneut, da' 
sie eine auf die Bedürfnisse der Bürge*" 
ausgerichtete aktive Sozialpolitik erfa'8 
reich betreibt. 

Die Broschüre Wohngeld 86 kann koste 
los bezogen werden beim: 
Bundesministerium für Raumordnung» 
Bauwesen und Städtebau 
Pressereferat 
Deichmanns Aue 
5300 Bonn 2 
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Die Deutschen: Sie 
nörgeln und jammern 

'e Bundesbürger sind die Weltmeister der 
Lebensqualität, ihre Welt ist intakt. Was 
Mit? Gelassenheit und Mut zum Optimis- 
mus. 

Zurück nach Deutschland (West), zurück 
°" einer auch nur kurzen Reise, zurück 
Us Amerika oder Asien, wieder zu Hause 
"Hamburg oder Stuttgart, Düsseldorf 
«er Berlin, Itzehoe oder Offenburg, welch 
'« Erlebnis, welch ein Eindruck: Doch 
'cht nur das: je(je Menge Fragezeichen 

l nf* So vieles, über das nachzudenken sich 

^gezeichen Nr. 1: 
ei«scMand ein Jammertal? 

^n der Klagemauer zu stehen und den Ein- 

übClc ZU erwec^en< mit nackten Füßen 
^ er spitze Steine laufen zu müssen, das ist 
/ow   ' der ^eit' Gegen etwas zu sein, zu 
b[   m und nochmals zu fordern, wenig zu 

n^
n' a^es zu verlangen, ist der Trend - 

^ht die Wende. Das Wort Protest ist ein 
^ Qrkenzeichen der Republik. Ein jeder 
ne rnt' ^hnt ab< verbittet sich dieses undje- 
]>e

S.Undgelegentlich auch alles, ruft auf, 
f>0i

anst das Ganze und nimmt die Hälfte. 
Qe

ltif*r und Parteien, Funktionäre und 
8eL  äftsfi*hrer, sie alle stehen an der Kla- 
gro?Uer- D'e Republik - ein Staat des 
tyJ en Seelenschmerzes. Ein Jammertal. 
UrL nicnt rasoniert, wer nicht mäkelt, ist »kht von diesem Land. 

^Zeichen Nr. 2: 
n Land des stillen Leidens? 

%e      ^b'ld, das Funk und Fernsehen, 
lichk

auch ßedrucktes aller Art, als Wirk- 
dnd 

eit der Deutschen zeichnen, ist ganz 
sien

e
t
rs,als das Bild, das ein Ausländer 

IQt}d' kommt er nach Deutschland. Hierzu- 
tebi   Wird heute öffentlich mehr Trübsal 
HUn

QSen als in der Nachkriegszeit des 
blicif

ers und der Kälte. Wohin man auch 
Kt> »eichen Knopf der Medien man 

auch drückt: Angst und nochmals Angst. 
Sie wird geschürt. Katastrophenstimmung, 
als herrsche ein Bürgerkrieg. Das Bier darf 
nicht mehr schmecken. Zum Frühstück 
Glykol, zum Mittag der Formaldehyd-Hor- 
ror, zum Abend die Altlast von irgendeiner 
Industriebranche, den Tag über Sorge um 
den Rest der Welt. Nicaragua liegt näher 
als der Schwarzwald.Die Bürger sind, so 
wird uns eingeträufelt, pausenlos mit sich 
selbst, mit ihren tatsächlichen oder auch 
nur vermeintlichen Problemen beschäftigt, 
jedenfalls und immer wieder mit Proble- 
men. Sie leiden still in ihrem Land und 
laut an dem Elend anderer Teile dieser 
Welt. Der Hang zur Wehleidigkeit, zum 
ständigen Bedauert-sein- Wollen, die Ten- 
denz, alles und jedes von Grund auf so 
schrecklich grundsätzlich anzugehen und 
für alle Ewigkeit lösen zu wollen — das ist 
es, was das deutsche Wesen von heute aus- 
zumachen scheint. Am Rande, es muß ge- 
fragt werden: Welche Werte, welche Stei- 
gerung in der Wortwahl haben wir noch, 
gilt es tatsächlich eine Katastrophe zu mei- 
stern, ein Beben ä la Mexiko, einen Klas- 
senkampf von Nottingham und Belfast? 

Fragezeichen Nr. 3: 
Kein Platz für Optimismus? 

Die Wirklichkeit ist anders. In kaum einem 
anderen Land der Welt ist der Lebens- 
standard so hoch wie in Deutschland 
(West). Die Deutschen sind Weltmeister 
der Freizeit und des Reisens. Nirgendwo 
wird so viel Geld für Dinge ausgegeben, die 
für 90 Prozent aller Menschen unerreich- 
bar sind. Weltmeister auch der Löhne und 
Gehälter. Weltmeister in Lebensqualität 
der Dörfer und der Städte, weltweit nur 
noch mit der Lupe zu finden — vielleicht 
ein Flecken in Kalifornien, in Südfrank- 
reich, in der Toskana. Es gibt keine heile 
Welt, aber die Welt in Deutschland ( West) 
ist intakt. Dies festzustellen heißt nicht, 
Probleme unter den Teppich zu kehren. 
Dennoch, was uns fehlt, ist Toleranz und 
Gelassenheit. Mut zum Optimismus. Mut, 
sich auch zur Freude zu bekennen! 

(Jens Feddersen in der „BUNTEN" 
vom 24. Oktober 1985) 
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Ökonomie und Ökologie müssen 
in Einklang gebracht werden 
Beim 22. Landesparteitag der CDU 
Baden- Württemberg am 25726. Ok- 
tober 1985 in Baiingen stand der Leit- 
antrag des Landesvorstandes Grüne 
Charta Baden- Württemberg im Mit- 
telpunkt der Beratungen. Das umfang- 
reiche Papier wurde vom Arbeitskreis 
Ökologie unter Leitung von Günther 
H. Oettinger, MdL, fertiggestellt. Na- 
hezu 1 000 Anträge waren zur Grünen 
Charta beim Landesverband eingegan- 
gen. Die hervorragende Vorbereitung 
durch die Arbeitskreise in den Kreis- 
verbänden, aber auch die Vielzahl der 
Kreisparteitage, die bis Ende Septem- 
ber durchgeführt wurden, machten es 
möglich, eine derartige Fülle von An- 
trägen in einer relativ kurzen Zeit zu 
behandeln. 

Diese Vorbereitung wurde besonders am 
Freitagabend deutlich, als sich in fünf Ar- 
beitskreisen die Delegierten zusammen 
mit Gästen aus 30 im Umweltschutz rele- 
vanten Gruppen und Vereinigungen in in- 
tensiver Diskussion mit der Grünen Char- 
ta Baden- Württemberg auseinandersetz- 
ten. 

Zur Eröffnung des Parteitages griff der 
stellvertretende Landesvorsitzende Erwin 
Teufel in scharfer Form die SPD an. Teu- 
fel warf der SPD vor, ihr dürftiges 12-Sei- 
ten-Papier mit dem Titel Arbeit und Um- 
welt von der Grünen Charta Südbaden 
abgeschrieben zu haben. 

Teufel betonte, daß die Umweltschutzpo- 
litik der Landesregierung hervorragend 
sei. Die Politik, so erklärte Teufel, müsse 
Leitlinien vorgeben. Sie könne nicht war- 
ten, bis die Wissenschaft für alle Phäno- 
mene Erklärungen biete. Es komme viel- 

mehr darauf an, bei allen mehr Umwelt- 
bewußtsein zu entwickeln. 

Minister Gerhard Weiser: 
Tempolimit nicht überschätzen 

Umweltminister Gerhard Weiser sagte 
bei seiner Grundsatzrede: Unsere Um- 
weit — Lebensgrundlage für alle, daß ein 

Tempolimit nicht das geeignete Mittel zur 

Verbesserung der Luftqualität sei. Wört- 
lich sagte der Minister: Ich halte nichts 
davon, so zu tun, als brauche man nur ei 
paar Verkehrszeichen aufzustellen, und 
dann seien die Wälder über den Berg. 
Der Samstag stand ganz im Zeichen der 
Beratung der Änderungsanträge zum 
Leitantrag. 

Günther H. Oettinger: 
Umweltpolitik bewegt sich nicht im 
luftleeren Raum 

Günther H. Oettinger, MdL, der am 
Samstag die Grüne Charta Baden-Würt• 
temberg in den Landesparteitag einbrac 

te, hob hervor, daß sich die Umweltpo"' 
tik der CDU Baden-Württemberg nicht 
wie bei anderen Parteien im luftleeren 
Raum bewege, sondern es Ziel sei, die 
Umweltpolitik mit den anderen politi- 
schen Zielen in Einklang zu bringen. 
Sechs Stunden diskutierten dann die 4 ^ 
Delegierten über die Anträge zur Grün 
Charta Baden-Württemberg. 
Schwerpunkte der Diskussion bildeten 
die Themen Wasserpfennig und TemP 
limit. Ministerpräsident Lothar Späth 
terstrich bei der Debatte um den Was* 
pfennig, daß dieser als Zeichen der So 
darität verstanden werde, mit dem a'e 

Verbraucher den von den Nutzungsbe- 
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Kränkungen betroffenen Bauern helfen 
s°Hen. Damit, so Späth, könne den Land- 
eten der Glaube an eine gemeinsame 
Zukunft in Europa erhalten werden. 

er Stuttgarter Oberbürgermeister Man- 
red Rommel lehnte den Wasserpfennig 
pt der Begründung ab, daß mit diesem 
nstrument das Verursacherprinzip 
ürchbrochen werde. Zudem, so Rom- 
e', liege die Kompetenz für eine solche 

Kegelung beim Bund. Allerdings war 
uch Manfred Rommel nicht grundsätz- 
ch gegen Zuwendungen. Diese sollten 

Jed°ch aus öffentlichen Mitteln erfolgen, 
r
a sonst vieles und noch nicht Absehba- 

s auf den Verbraucher zukommen 
onnte. Umweltminister Weiser machte 

füh Jn der DeDatte nochmals für die Ein- 
j^hrung eines Wasserpfennigs stark. Die 
ü Regierten folgten der von Lothar Späth 

. d Gerhard Weiser vorgeschlagenen Li- 
le °iit großer Mehrheit. 

,. e'ter Schwerpunkt der Diskussion war 
2s       Ehrung eines Tempolimits. Allein 
^ Wortmeldungen gingen beim Präsi- 
haik1 ZU d'esem Thema ein. Nach einein- 
(jj fündiger Diskussion einigten sich 

Delegierten des Landesparteitages 
>   klarer Mehrheit für ein differenziertes 
CL   Polimit, sofern der in einigen Wo- 
Sp|j

n abgeschlossene Großversuch eine 
re     

are Schadstoffminderung signalisie- 
de

U^d keine erhebliche Einschränkung 
brü ^

erkehrsflusses mit sich bringe. Der 
Sp.^nbauende Vorschlag von Lothar 
aUp  .  ^'e Einführung einer befristeten, 
scu n.lcnt abgasgereinigte Fahrzeuge be- 
d~  an*te Geschwindigkeitsbegrenzung 
sUc,  

v°rzunehmen, wenn der Großver- 
dad    er Bundesregierung bestätigt, daß 
Sc.   rcn eine spürbare Minderung des 
kaJ*dstoffausstoßes erreicht werden 
fürJ Und sich für den Verkehrsfluß und 
gen , e Verkehrsströme keine schwerwie- 
^eh

en Nachteile ergeben, fand bei der 
rhe,t der Delegierten Z Zustimmung. 

Ein Modell für Bonn 
Heiner Geißler zur Koalition 
SPD/Grüne in Hessen 
Es ist ein Modellför Bonn. Das Leugnen 
dieser Tatsache durch die SPD und ihren 
mutmaßlichen Kandidaten Rau ist eine Ir- 
reführung des Wählers, genauso wie dies 
Börner vor der letzten Landtagswahl getan 
hat. Was sollen denn die Grünen ? Sie wol- 
len Ausstieg aus der Exportwirtschaft .je- 
der dritte Arbeitsplatz wäre gefährdet. 
Nein zum technischen Fortschritt; Deutsch- 
land würde zweitklassig werden. Ausstieg 
aus der NA TO, uferlose Staatsverschul- 
dung mit der Folge einer galoppierenden 
Inflation. Die Bundesrepublik und die jun- 
ge Generation hätten eine düstere Zukunft, 
wenn diese Ziele mit Hilfe der SPD bun- 
desweit verwirklicht werden würden. (DFS) 

Lothar Späth: Versöhnung von 
Ökologie und Ökonomie ist das 
Ziel 
Ministerpräsident Lothar Späth faßte das 
Ergebnis des Ökologieparteitages zusam- 
men: Die Versöhnung von Ökologie und 
Ökonomie gelingt nur durch integrierte 
und aufeinander abgestimmte Maßnah- 
men der Umwelt-, der Forschungs- und 
der Technologiepolitik sowie der Agrar- 
und Wirtschaftspolitik. Der Parteitag hat 
wieder einmal deutlich gemacht, daß die 
CDU Baden-Württemberg keine Schlag- 
wort —, sondern eine Lösungsdiskussion 
geführt hat. 
Späth dankte allen, die an der Vorberei- 
tung und Gestaltung der Grünen Charta 
Baden-Württemberg auf den verschiede- 
nen Parteiebenen mitgewirkt haben, für 
die hervorragende Arbeit. Die Charta, so 
Späth, ist ein umweltpolitisches Gesamt- 
konzept, das weit in die 90er Jahre hinein 
Gültigkeit haben wird. • 
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„Mit uns für eine lebenswerte Umwelt46 

Umweltschutz geht jeden an. Mit der Aktion „Mit uns für eine 
lebenswerte Umwelt" setzt die CDU auf das Engagement vor 
Ort. Zupacken dort, wo der „Umwelt-Schuh" drückt, heißt die 
Devise. Keine großen Worte, sondern viele kleine Taten sind 
gefragt. Die hier angebotenen Materialien dienen der 
Unterstützung Ihrer Arbeit vor Ort. 

Zeitung: Mit uns für eine lebenswerte Umwelt 
Die Zeitung 
enthält Artikel zu 
allen wichtigen    . 
Umweltfragen, aüi 
der Innenseite ist 
ein großes, 
vierfarbiges Postf 
mit Umwelt-AB^- 

Mindestabnahme: 

100 Stück 
Preis pro 
Mindestabnahme- 
19,- DM 
Bestell-Nr.: 2662 

iiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiimii""11 

Bestellungen an: 
IS-Versandzentruui 
Postfach 1328 
4804 Versmold 
iiiiiiiiiiiiimiimiiiiiiiiii"11  

Ulli"" 

Erfahrungen weitergeben! ette 
Alle CDU-Mitglieder, Verbände und Vereinigungen, die vor Ort eine Aktion für eine lebens 
Umwelt durchführen, werden gebeten, über ihre Aktion zu berichten! fa|i- 
Schicken Sie Musterexemplare Ihrer Aktionsmaterialien, z. B. Ihre Flugblätter sowie einen 
rungsbericht und Zeitungsausschnitte an: nn I 
Abteilung Öffentlichkeitsarbeit CDU-Bundesgeschäftsstelle, Konrad-Adenauer-Haus, 530« 



Offensive '87 UiD 34  •  Seite 19 

^tionshandbuch: 
^weltaktionen von A bis Z 
^achmit! 
Vi 
. e''ältige Aktionsbeispiele regen zum 
^achmachen an. 
^destabnahme: 10 Stück 
bFe,s Pro Mindestabnahme: 7,— DM 
Öestell-Nr.:3670 

CDU 

.MT UNS FüR EINE 

LOBENSWERTE 
UMWELT 

Katalysator, bleifreies Benzin: 

Unsere Luft 
wirdsaube 
3 saö*gs 

So sparen Sie Geld und schütten Ihre U 

Broschüre: 
Katalysator, 
bleifreies Benzin: 
Unsere Luft wird sauberer 
Alle Informationen, wie man als Autofah- 
rer die Umwelt schützen und zugleich 
Steuern sparen kann. 
Mindestabnahme: 50 Stück 
Preis pro Mindestabnahme: 10,— DM 
Bestell-Nr.: 2664 

Rahmenflugblatt: 
Mit uns für eine 
lebenswerte Umwelt 
Die Vorderseite mit dem Aktionszeichen 
steht für den Eindruck von Informatio- 
nen der CDU-Kreisverbände zur Verfü- 
gung. Die Rückseite enthält die Bilanz 
der erfolgreichen Umweltpolitik der Bun- 
desregierung. 
Mindestabnahme: 500 Stück 
Preis pro Mindestabnahme: 25,— DM 
Bestell-Nr.: 1695 

Rahmenplakat (DIN Al) 
Mindestabnahme: 50 Stück 
Preis pro Mindestabnahme: 20,— DM 
Bestell-Nr.: 8695 
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UNION BETRIEBS GMBH 
POSTFACH 24 49 
5300 BONN 1 

Dr. Gerhard 
Stoltenberg 

Finanzpolitik für 
Stabilität, 
Wachstum und 
Beschäftigung 

CDU 
II 

Rede des Bundesministers 
der Finanzen 
am 4. September 1985 
im Deutschen Bundestag 

sicher 
sozial 
und frei 

NEU 
Broschüre 
Dr. Gerhard Stoltenberg 
Finanzpolitik für Stabilität, 
Wachstum und Beschäftigung 
Diese Broschüre enthält die Rede des 
Bundesministers der Finanzen am 4. Sep' 
tember 1985 im Deutschen Bundestag-^ 
einer eindrucksvollen Bilanz erläutert " ' 
Gerhard Stoltenberg die Erfolge der R** 
gierung Helmut Kohl, insbesondere au> 
dem Gebiet der Wirtschaftspolitik. In sel' 
ner Entgegnung auf die Rede von Hans 
Apel macht er deutlich, daß die SPD kel' 
ne Alternative in der Wirtschaftspolitik 
hat. 
Übersichtlich gestaltete Schaubilder ma' 
chen die positiven Entwicklungen des 
Bundeshaushaltes auch optisch deutl«ct1' 
Mindestabnahme: 50 Stück 
Preis pro Mindestabnahme: 36,50 DM 
Bestell-Nr. 3707 

34/85 
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